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Aufbau des Reglements als Beispiel

Beispiel

Spalte für:

Grundeigentumsyerbi ndliche Vor'sch riften
Sie unterstehen der:

¡ Beschlussfassung durch den Ei¡,rwohlærrat und der Crenehmþung
durch den Regierungsrat.

. l¿t¡siv dargpstdlter Iext isú aus dem Zonanrqlæturt Sieüung øt-
lnrrrnnen wd witd für clie Quatietplanung rcchtsvelrþi¡úich

Beispiel

o

E¡'lass

Spalte für:

targinalie
(Randbemerkung bztry
nehmend auf die Votæhrifr
trn&rmiltlercn Spatre)

QP-Vorschriften

QP-Bestandteile

s

Spalte für:

Kommentar / Hinweise:
- keine Rechtsverbindlichkeit
- lnformationsteil zur mittleren Spa/fe

Kommentare bzw. Hinweise unterstehen nicht der Be-
sch/ussfassung durch den Einwohnenat (ER) sowie der
Genehmigung durch den Regierungsrat (RRB).

Beispiel

0

Der Êrlass def¡n¡eft d¡e massgebenden gesetzlichen Grundla-

gen, worauf sich die vorliegenden Quart¡erplan-Vorschiften ab-

st¿,itzen. Fs slnd dies im Wesentlichen $ 37 ff. des RBG, in wel-

chen lnhalt und Verfahren der Quaft¡erplanung festgelegt sind.

Die Quartierplan-Vorschriften sind gru ndeigentumsverbìndlich

und bilden die öffentlich+echtliche Zonen- bzw. Nutzungs- und

Frscálressungsplanung im Areal der Quartierylanung "Abere

Brunnmatt".

D a s Be b a u u n g skonzept B ru n n m att w u rde vo m Arch itekt u rb ü ro

Otto und Paftner AG; Liestal entwickelt. Die Konzeptpläne so-

wie das Modell gelten als Richtlinien und s¡nd Bestandteil des

P I an u ng s- und Beg leitberichtes.

Die Stadt Liestal erlässt, çstti{zt auf $ 2 - 7 und 37 ff. des kantonalen Raum-
planungs- und Baugesetzes (RBG) vom 8. Januar 199E, Quartierplan-Vor-
schriften zur Quartierplanung "Obcrc BrurûRmatt", bestehend aus:

. Quartierplan Brunnmatt (Situationsplan / Schnittplan) irn Massstab 1:500

. Quartierplan-Reglement

S+R/RU S:\Prcþkte\L¡esH\401¿IO_QPBrunnmattìO2_Rêgl€ûËntê\4o140_RågOI_QPR_2015111o_RREingabs.doq

Stierli + Ruggl¡
lngenieure + Raumplaner AG
Unterdorfstrasse 38, Postfacfr
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QP-Vorschriften

QP-Bestandteile

Zweck

Ziele

Erlass

Die Stadt Liestal erlässt, gestütã auf $ 2 - 7 und 37 ff. des kantonalen Raum-
planungs- und Baugesetzes (RBG) vom 8. Januar 1998, Quartierplan-Vor-
schriften zur Quartierplanung "Obere Brunnmatt", bestehend aus:

. Quartierplan Brunnmatt (Situationsplan / Schnittplan) im Massstab 1:500

. Quartierplan-Reglement

S f Zweck und Ziele der Planung

I Die Quartierplanung "Obere BrunRmatt" bezweckt eine geordnete, haushälte-

rische und sinnvolle Nutzung des Bodens und solleine urnweltgerechte, wohn-

hygienisch, architektonisch und städtebaulich sowie erschliessungstechnisch
gute, auf die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung angepasste Überbauung ge-

währleisten.

2 Mit diesern Quartierplan werden im Wesentlichen folgende Ziele verfolgt:

. Sicherstellung einer quartierverhäglichen Siedlungsentwicklung auf der

Grundlage eines Bebauungs- und Aussenraumkonzeptes

. Sicherstellen einer qualitativ hochwertigen Überbauung rnit vonrviegend Al-
ters-Wohnnutzung, welche sich gut in die vorhandene Topographie und in

das benachbarte Siedlungsgebiet einpasst.

. Abstimrnung voR Architektur, Farbe und Materialien der Baukörper

. Sicherstellung einer energieeffizienten Bauweise

. Sicherstellung einer naturnahen Aussenraumgestaltung im Sinne des öko-

logischen Ausgleichs

. Sicherstellen der Durchlässigkeit für Fussgänger

Kommentar / Hinweise

Der Frlass definieft die massgebenden gesetztichen Grundla-

gen, worauf sich die vorliegenden Quaftierplan-Vorschriften ab-

sfiifzen. Fs sínd dies im Wesentlichen $ 3Z ff des RBG, in wel-

chen lnhalt und Vertahren der Quartierplanung festgelegt s¡nd.

Die Quaftierplan-Vorschiften s¡nd grundeigentumsverbindlich

und bilden die öffentlich-rechtliche Zonen- bzw" Nutzungs- und

Ersch/lessungsplanung ¡m Areal der Quaftierplanung "Obere

Brunnmatt".

Das Bebauungskonzept Brunnmatt wurde vom Architekturbüro

Otto und Paftner AG, Liestal entwickelt. Die Konzeptpläne so-

wie das Modell gelten als ñchtlinien und sind Bestandteil des

P I an u ng s- u nd Beg leitberichtes.

Zweck und Z¡ele der Quartierplanung sind im Sinne von $ 37

und 39 RBG in den QP-Varschriften festgelegt worden und stüt-

zen sich auch auf die Entwicklungsstrategre des Ê.ntw¡cklungs-

planes '95 sowie auf die Ziele / Bestimmungen der Zonenvor-

schriften Siedtung der Stadt Liestat.

Die Qualitâttsziele werden im Rahmen der baulichen Rea/¡sre-

rung des Areals Brunnmaft, gestützt auf die QP-Vorschriften,

verbindlich umgesetzt.

Ausführungen zur Bebauung und Aussenräume inkl. darauf

âufbauende Vorprajekt-Optim¡erungen vgl. Planungs- und Be-

gleitbericht {Bebauungsvarianten von Otto und Pattner AG).



Geltungsbereich

lnhalt der QP - Vor-
schriften

Art der baulichen

Nutzung

Nebenbauten

Definition der baulichen

Nutzung

S 2 Geltungsbereich und lnhalt

r Die Quartierplan-Vorschriften gelten ftir das Areal innerhalb des rot punktierten

Perimeters. Planelemente ausserhalb des Quartierplan-Perimeters haben le-
diglich orientierenden Charakter.

2 Die Quartierplan-Vorschriften regeln insbesondere:

. die Lage, die Grösse und die kubische Gliederung der Bauten

. die Art und das Mass der NuEung des Areals und der Bauten

. die Gestattung, Bentltzung des Aussenraumes

. die Erschliessung und Parkierung

. die Realisierung der Überbauung

. Ver- und Entsorgung

S 3 Art der baulichen Nutzung

I Als Art der baulichen Nutzung wird die Wohn- und GeschäfisnuÞung im Sinne

von $ 2l Abs. 2 RBG festçlegt. Neben der WohnnuEung sind arch wenig

störende NuEungen zulässig.

2 Die Art der Nutzung fär Nebenbauten richtet sich nach den Quartierbedürfnis-

sen: Es muss sich bei der Nutzung um siedlungsausstattende Quartierinfra-

struktur handeln.

S 4 Mass der baulichen Nutzung

1 Das Mass der baulichen NuEung wird mittels der anrechenbaren Bruttoç-
schossfläche (BGF) der Gebäude berechnet und ausgewiesen. Als anrechen-

bare Bruttogeschossfläche gilt die Summe aller dem Wohnen, Arbeiten und

dem Gewerbe dienenden und hierftir verwendbaren Geschossfrächen. Die

Mauer- und Wandquerschnitte werden mitçrechnet.

KomnÞntar/ Hinwe¡se

Orientierende Planinhafre beruhen auÍ andercn Edassen und

werden nur zur voll*ändigen lnfoftÊtion dargestelft. Dies gift

auch fiir sä¡tttlic/¡e Planelemente ausæñalb des Quart¡eelan-
Perimeters.

Ðer Zonenplan Siedlung der S¿adf Lrbsfa/ Iegt für dieses Geblei a/s

Grundnutzung die WG3- Zone mit Quartierplanpflichtfest.

z. B. Ent sorg u n g s¡ nf ra st ru l<t u ren, G e ráte sch opf , U nte rstän de f ü r
Spielen und / oder Begegnen, Velounterstände, Trafastation u.

a. m.

2



Nicht anrechenbar an
BGF

Nutzungsmass

2 nicht angerechnet werden

a) Räume im Sockeþeschoss:
Räume im Sockelgeschoss, welche nicht zu Wohn- und Arbeitszwecken ge-

nutzt werden können, ausgeRommen sind Räume filr Arbeitszwecke bis maxi-

mal 40m2.

b) Räume im Untergeschoss:

Räume im Untergeschoss, welche vollständig unter dem gewachsenen und/o-

der dem gestalteten Terrain liegen werden.

c) die Einstellhalle
d) eingeschossþe unbewohnte An- und Nebenbauten gemäss S 5 Abs.4;

e) Generell:
den Bewohnern, Besuchern und Arbeitsplätzen dienende überdeckte, rnindes-

tens einseitig offene Bauteiþ wie DachterrasseR, GartensitzpläEe, ein- und

vorspringende Balksne, soweit sie nicht als Laubengänge dienen; Balkone und

unrnittelbar an das Haus anschliessende Sitzplätze dtlrfen allseits rnit profillo-

sen, einfach verglasten Elementen versehen werden (Windschutzverglasun-
gen).

D Räume im Erdgeschoss, die der Erschliessung der Einste[halle dienen.
g) Überdachung der Einstellhallenrampe

3 Die zulässige Bruttogeschossfläche ftir das Quartierplan-Areal beträgt maxi-
rnal 2'080 rnz.

Kommentar / Hìnwe¡se

Nachvollzug der Brutlogescho sslläche ( BGF)

BGF gem. Architekturprojekt (Stand. 26.9.2013) 2'061 m2

BGF Reserve + 19 m2

max. BGF QP "Abere Brunnmatt" 2'A80 m2

Naehweis der baulichen Ausnützung (AusnützungsziffeL AZ)

fürNutzung rnassgebende QP-Fläche 2'386 m2

Panelle Nr. 1664

2'080 m2

AZ= = 0.87

3

2'386 m2



S 5 Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten

Für die Lage und Grösse (Grundfläche, Geschosszahl und Gebäudeprofil) der
Bauten und Anlagen sind der Quartierplan sowie die nachstehenden Quartier-
planbestimm ungen massgebend.

2 Die Baubereiche irn Situations- und Schnittplan begrenzen die Lage und Höhe

der Gebäude.

Einstellhallenrampe 3 DieEinstellhallenrarnpekannüberdachtwerden.

Nebenbauten 4 Art der Nebenbauten

Lage der Bauten

Baubereiche

Nebenräume

Sockelgeschoss

Kommentar / Hinweise

Siehe Quartierplan (Situations- und Schn¡ttplan)

Filr clie Übeñachung der Einstellrampe wird ein Grenzbaurecht

der Nachbañiegenschaft notwendig. Bei Vofliegen des Grenz-

baurechtes wird die Rampe überdacht. Die Überdachung dient

cler Gewâhrle¡l'ung des Lärmschutzes ftir die angrenzenden

Fassaden.

a) Als Nebenbauten gelten eingeschossige Bauten, welche nicht einer

Wohn- oder Geschäfrsnutzung dienen, z. B. Velounterstände, offene Un-
terstËlnde, Geräteschopf, lnfrastrukturbauten (Ver- und Entsorgung, Spie-

len, etc.) und dergleichen. Diese dürfen ausserhalb der Baubereiche plat-

ziert werden oder an die Hauptbauten angebaut werden.

b) Die Summe aller Grundflächen für Nebenbauten im QP-Areal darf 50 mz

nicht überschreiten. Einzelne Nebenbauten dtlrfen die Grundlläche von

20 m2 nicht überschreiten. Überdeckte SitzpläEe sind keine Nebenbauten

und f¡allen nicht unter diese Beschränkung

c) Nicht als Nebenbauten angerechnet werden die Überdachung der Ein-

stellhallenrampe und verglaste Balkone.
s ln Mehrfamilienhäusern sind Nebenräume (Keller, Estrich, Reduit) von insge-

samt mindestens 7 m2 pro Wohnung zu erstellen.

6 Die Sockelgeschosshöhe darf im Baubereich A maximal 2.00 m und im Bau-

bereich B talseits maximal3.00 m und bergseits maximal 1.50 m in Erschei-

nung treten.

7 ln Mehrfamilienhäusem sind wettergeschützte, genügend grosse, von aussen

ohne Treppe zugängliche Überdachungen oder Einstellräume filr Fahrräder

4

Abstellräume



Gebåudeprofil für Ne-
benbauten

Dachform, Dachbegrü-
nung

Technische Bauteile

auf dem Dach

Städtebauliche Einpas-
sung

Hydrologisches

Gutachten

Behindertengerechte
Bauweise

12 Sämtliche Wohnungen sind barrierefrei zu erstellen

Fassadengestaltung 13 Glasflächen sind ss zu erstellen, dass sie keine Gefahr ftir Vögel darstellen

und Kinderwagen von insgesamt mindestens 7 m2 pro Wohnung zu erstellen.
Bei der Erstellung von AJtersuohnungen kann im Baubewillig'ungsverfahren
die Fläche pro Wohnungen reduziert werden.

E An- und Nebenbauten dtirfen eine Gebäudehöhe von 3.50 m - çmessen ab

dem hö'chsten Punkt des gestafreten Terrains - nicht übersehreiten.

e Als Dachform für die Hauptbauten wird das Flachdach festgelegt. Die nicht
einer baulichen Nutzung zugewiesenen Bereiche der Flaehdächer sind mit ein-

heimischem Saatgut extensiv zu begrünen. Für die Nebenbauten ist die Dach-

furm frei. Für Nebenbâuten ist die extensive Dachbegrünung wünschensrrert.

10 Technische bedingte Bauteile wie Oblichter, EntRiftungsbauteib, Energieanla-
gen und Liftüberfahrten kÖnnen das Dach der Hauptbauten überragen, auch

wenn die zulässige Gebäudehöhe dadurch überschritten wird. Auf eine gute

Einpassung der technisehen Bauteile ist besonders zu achten.

11 l-,laupt- und Nebenbauten sind als städtebauliche Einheit auszubilden. Sie sind

hinsichtlich Architektur, Material und Farbe - auch bei spåteren Sanbrungen -

sorgfältig so zu gestalten, dass eine gute Einpassung in dþ bauliche und land-
schaftliche Umgebung gewährleistet ist.

laWenn eine Pazelle zu mehr als 60 % der massgebenden Parzellenfläche un-

terirdisch überöaut wird, ist ein hydr.ogeologisches Gutachten erstellen zu las-

sen.

Kommentar / Hinweise

Die extens¡ve Begrünung der Dächer dient als ökologische Aus-

gleichsfläche im Siedlungsraum und hat Retensionsw¡fuung be¡

Starkregen. Bauliche Nutzungen sind z.B.: Dachterrassen, An-

lagen zur Gewinnung von Sonnenenergie u.dgl.

Empfehluna für Dachbeqrünunq: Verwendung von einheimi-

schem Saatgut (2.8. "Basler Pflanzenm¡schung für extens¡ve

Dachbegrünungen"). Als Substrât nach Mögl¡chkeit natürl¡ches

B oden m aterial wäh len u nd ein bauen.

Den tsauinteresænten wird im Rahmen des Baugesuchsveffah-

rens empfohlen, frühzeit¡g mit den zuständ¡gen kantonalen

Fachinstanzen sow¡e mit der Geme¡nde die Materialisierung und

Fañgebung vorab zu besprcchen. Es lsf ern Farb- und Materì-

al kon zept ei nz u reich en.

ln Ergânzung zu S 108 RBG

5



Renovationen /
Ergänzungen an Bauten

Grundsatz

Nachvr¡eis zur Umge-

bungsgestaltung

15 Allfällige spätere Renovationen und ,Änderungen von Bauten sowie nachträg-
lich ein- bzw. angebaute Gebäudeteile dürfen das Gesamtbild der Quartier-
plan-Überbauung nicht beeinträchtigen. Sie sind in ihren wesentlichen archi-
tektonischen Merkmalen aufeinander abzustimmen.

S 6 Nutzung und Gestaltung des
Aussenraumes

r Die Gliederung und Nutzung des Aussenraumes wird durch den Quartierplan
bestimmt. Für die Bepflanzung sind standortgerechte und einheimische Arten

zu wähþn.

2 Soweit für die Beurteilung von Baugesuchen erforderlich, wird der Stadtrat die
Einreichung eines Umgebungsplanes bei der Bewilligungsbehörde beantra-
gen. Der Umgebungsplan dient der Überprtifung, ob das Bauvorhaben mit den

in den Quartierplanvorschriften definierten Rahmenbedingungen äberein-
stimmt. Der Umgebungsplan beinhaltet insbesondere:

a) bestehendes und neu gestaltetes Terrain sowie allfällige nötige Stützmau-

ern

b) Art und Gestaltung der Grün- und Freiflächen sowie Art und Standort von

Bepflanzungen
c) Lage, Dimensionierung und Materialisierung der internen Erschliessungs-

und allfäIiger oberirdischer Parkierungsanlagen
d) allfällige Nebenbauten

e) Ökologische Ausgleichsflächen und Massnahmen

Ð Dachgestaltung und -begrünung

Kommentar / Hinweiæ

Siehe Quart¡erylan (S¡tuations- und Schniftplan)

Ô kol og i sch e A u sg t eich sf ! äch en we rden v om LE K ( Lan d sch aft s-

entwicklungskonzept) der Stadt L¡estal abgeleitet.

6



Mindestumfang der
Grün- und Freiflächen

Bereich für Spielen und
Verweilen

Schutz und Pflegemass-
nahmen

Beläge

0kologische Massnah-

rnen

3 Die im Quartierplan ausgewiesenen Grün- und Freiflächen sind - soweit sie

nicht der Erschliessung, der Parkierung, der Erholung, des Spiels oder als Flä-
chen der Nebenbauten dienen - als gestaltete Grünflächen anzulegen. Gestal-
tete Grünflächen differenzieren verschiedene Funktionen der Frei- und Grün-

flächen und unterschiedliche Bepflanzungsformen.

4 lm Bereich des Spielens und Verueilens ist ein genügend beschatteter Spiel-
platz anzulegen. Flächen für Spielen und Verweilen sind auch ausserhalb des

bezeichneten Bereiches in den Grün- und Freiflächen zulässþ.

s Sämtliohe in den Quartierplan-Vorschriften bezeichneten Grün-Elernente sind
dauernd zu erhalten und faehgerecht zu pflegen. Allfällþe Ersatzpflanzungen
sind rechtzeitig vorzunehmen. Der Zweck und die Funktion sämtlicher Freiflä-
chen und AussenanlageR muss dauernd gewährleistet werden.

6 Wege des Langsamverkehrs und allfällige oberirdische Farkplätze sind nach

MÖglichkeit nicht zu versiegeln und sollen rnit wasserdurchlässigen Elelägen

und Materialien befestigt werden oder über die Schulter zu entwässern. Das

Meteorwasser ist nach Möglichkeit zu versickern.

7 Zur Umsetzung von ökologischen Massnahrnen wird die Grünflächenziffer als

Verhältnis der anrechenbaren 0kologischen Fläche zur anrechenbaren Grund-
stücksfläche festgelegt. Sie beträgt rninimal 14o/o. An d¡e Grünfläche können
angerechnet werden:

a) ökologisch wertvolle Grünflächen wie Blumenwiesen, Hecken, Ruderalbe-
pflanzungen zu 100o/o

b) extensive Dachbegrünung, Begrünung von vertikalen Bauteilen (2.8. Fas-

saden, Mauern), befahrbare Grünflächen (wie z.B. Rasensteine) zu 5O o/o

c) Kronenbildende Bäurne zu 10 m2 pro Baurn

d) Nisthilfen z. B.lúr Mauersegler zu 2 mz pro Nisthilfe

Kommentar / H¡nweise

z.B. (Wiesen, Hecken, Bâume, Baumgruppen, etc.)

Bereich Spielen und Vervveilen siehe Quaftierplan

7



Lage von Erschlies-
sungsanlagen und Par-

kierung

MIV-Erschliessungs-

und Parkierungskonzept

LV-Erschliessung

Parkplatzermittlung

S 7 Erschliessung und Parkierung

I Die ungefähre Lage der Erschliessungsanlagen wird im Quartierplan festge-
legt. Abweichungen sind möglich, sofern deren Funktion sichergestellt ist und
das Bebauungs- und Aussenraumkonzept nicht beeintråchtigt wird.

2 Die Erschliessung des QP-Areals wird wie folgt festgelegt:

a) Die Zu- und Wegfahrt der Einstellhalle erfolgt direkt ab der Heidenlochstras-
se.

b) Alle StammparkpläEe sind in der unterirdischen Autoeinstellhalle anzuord-
nen. Die BesucherparkpläEe können unter- oder oberirdisch angeordnet

werden. Besucherparkplätze, welche unterirdisch angeordnet werden,

müssen jederzeit zugänglich sein. Ein entsprechender Nachweis ist im
Baubewilligungsverfahren zu erbringen.

c) Ausnahmefahrten (Sanität, Feuerr¡rehr, Umzüge, Gebäudeunterhalt etc.)
erreichen die Hauptbauten über die Heidenlochstrasse.

3 Die im Quartierplan eingetragenen öffentlichen Fussrregverbindungen sind

dem Langsamverkehr vorbehatten und entsprechend ihrer Funktion behinder-

tengerecht zu gestalten.

a Die genaueZahlder Parkplätze und deren Anordnung sind jeweils im Rahmen

des Baugesuchsverfahrens zu ermitteln, planerisch festsulegen bzw. auszu-

weisen (gemäss Anhang 11/1 RBV. ln der Einstellhalb können fflr umliegende
Gebäude zusätzliche Abstellplätze angeboten werden. Es sind maximal60 Ab-
stellplätze für Personenwagen zulåssig. Es kann bei nachgewiesenen Alters-
wohnungen ein Reduktionsfaktor R = 0.5 angewendet werden.

Kommentar / Hinweise

LV: Fussgânger, Velofahrer und dgl"

Die Ermittlung des Grundbedais für Auto- und Veloabstell-

plâtze eî'falgt nach den kantonalen gesetzlichen Bestimmungen

und Richtl¡nien. Massgebend srnd S 106 des Raumplanungs-

und Baugesetzes IRBG/ vam 8. Januar 1998 sowie die dazu-

gehörenden Best¡mmungen der Verordnung zum RBG (An-

hang 11/1 und 11/2 RBV). Zu beachten ist auch die "Weglei-

tung zur Best¡mmung der Anzahl Abstellplätze für Motorfahr-

zeuge und Velos/Mofas" des Amtes für Raumplanung.

I



Wasser und Abwasser

Wärmeezeugung/
Energiekonzept

Energiestandard

S I Ver- und Entsorgung

Die Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung richten sich nach dem
GEP, dem GWF sowie den entsprechenden Reglementen der Stadt Liestal.
Für das Bauprojekt ist ein Ver- und Entsorgungskonzept für Wasser und Ab-
wasser nach aktuellem Stand der Teehnik zu erstellen, rvelches die Versor-
gung mit Wasser, die Trennung von Brauch- und Meteorwasser etc. aufzeigt.

Das Konzept muss mit dem kantonaþn Amt für Urnweltschutz und Energie
(AUE) und der Stadt Liestal koordiniert werden.

2 Für das Quartierplanareal ist ein Energiekonzept mit foþenden Zieþn zu er-

arbeiten:

Minimierung des Energiebedarfs hinsichtlieh Wårme, Kälte und Elektrizitåt
(2.8. Abwärmenutzung, energieeffiziente Geräte und Beleuchtung)

Prioritäten für die Energieversorgung:

1. Einsatz erneuerbarer Energien

2. Anschluss ans FernwärrneneE

3. Anschluss ans GasneE

Die Massnahmen werden auf Grund des Standes der a[gemeinen anerkann-
ten Technik und nach dem Gebot der Verhältnismässigkeit umgesetá. lnhalt
und Umfang des Energiekonzeptes sind mit der Stadt Liestal und der Fach-

stelle Energie des kantonalen Amtes für UmweJtschuE und Energie (AUE)

vor Einreichung des Baugesuches abzusprechen.

Einrichtungen zur Gewinnung von Sonnenenergie sind grundsätzlich er-

wünscht.

3 Neubauten sind irn Minergie Standard oder in einern mindestens gleichwerti-

gen Energiestandard zu erstellen.

Kommentar / Hinweise

Grundlage für Behandlung des Sauberabwassers bildet der Ge-

nerelle Entwässerungsplan (GEP) der Stadt Liestal.

Als Richtl¡nie gilt der aktuelle Leitfaden "Energie ¡n der Ortspla-

nung" vom Amt für Raumplanung und vom Amt für Umwelt-

schutz und Energie Kt. BL. E¡ne Zeftifiz¡erung nach Minergie

Standard w¡rd nicht gefordeft.
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Abfallbeseitigung

Durchleitungsrechte

Belastungsgrenzwert
ES II

Lärmbelastungsnach-
weis

Realisierungsvorgehen

Quartierplan-Vertrag

Etappierung

4 Für die Abfallbeseitigung gelten die Bestimmungen der Stadt Liestal. Ein ent-
sprechendes Entsorgungskonzept muss im Baubewilligungsverfahren vorge-

legt werden.

s Durchleitungsrechte f{lr private und öffentliche Werkleitungen (elektrische Ka-

bel, Wasser, Abwasser, Radio, Fernsehen, Gas, Telefon, etc.) sind innerhalb

des Quartierplan-Perimeters zu gewähren.

S I Lärmschutz

I Ft¡r das Quartierplan-Areal gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe (ES) ll.

2 Allfällige Nachweise im Sinne von Art. 31 ff. der Lärmschutz-Verordnung sind

im Rahmen des Baugesuchsverfahrens zu erbringen.

S f 0 Realisierung / Etappierung / QP-Vertrag

Die Realisierung der Quartierplanbebauung hat in Absprache mit der Stadt

Liestalzu erfioþen. Dies betrifft insbesondere den Werkþitungsbau, das Fest-

legen der Baustellenorganisation und des Baustelþnverkehrs und die Bauzei-

ten.

2 Für das Areal der Quartierplanung ist ein Quartierplanvertrag zu erstellen. Die-

ser ist öffentlich zu beurkunden.

3 Wird die Bebauung etappenweise realisiert, so sind die Nebenanlagen wie

Parkierung, Freiflächen, Ver- und Entsorgungsanlagen, Zufahrten und Wege

usw. anteilsmässig so zu erstelþn, dass der Bedarf in der jerreiligen Etappe
gedeckt ist und eine spätere Realisierung der gesamten Überbauung nicht er-

schwert oder verhindert wird.

Kommentar / H¡nwe¡se

Details können im Quartierplan-Veftrag und insbesonderc im

Baugesu chsveffah ren geregelt werden.

Dienstbarkeiten bedürfen zur Errichtung e¡ner E¡ntragung im

Grundbuch (ZGB Aft. 731) und müssen dazu öffentl¡ch-rechtl¡ch

beurkundet werden. Die Beurkundung hat vor der Genehmigung

durch den Regierungsrat zu ertoþen.
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Pazellierung

Ausnahmen
allgemeiner Art

Übenrvachung des

Vollzugs

Aufhebung früherer
Beschlüsse

a Eine altfällige spåtere Parzellierung des Areals ist zulässig. Durch diese darf
jedoch die Zielsetzung, die Verwirklichung und die Funktionalität der Quartier-
planung nicht verändert bzw. in Frage gestellt r¡verden.

S 11 Abweichungen / Ausnahmen

ln Abwägung öffentlicher und privater lnteressen sowie in Würdigung der be-
sonderen Umstände des Einzelfalls kann der Stadtrat bei der Baubewilli-
gungsbehÖrde geringfügige Abweichungen von diesen Quartierplanvorschrif-
ten beantragen.

Voraussetzung dafür ist, dass kein Widerspruch zurn Zneck und den Zielset-
zungen der Planung gemäss $ 1 vorliegt. Charakter und Konzept der Bebau-
ung bzw. derAussenraumgestaltung dtlrfen durch die Abweichungen nicht be-
einträchtigt werden.

2 Wesentliche Anderungen bzw. Abweichungen vom städtebaulichen Konzept,

vom architektonischen Erscheinungsbild, von der Aussenraurngestaltung oder
der Erschliessung dürfen nur aufgrund einer Quartierplan-Mutation erfolgen.

S f 2 Schlussbestimmungen

I Der Stadtrat üben¡vacht die Anwendung dieser Quartierplan-Vorschriften. Das
Baubewilligungsverfahren gernäss S 120 ff. des Raumplanungs- und Bauge-
setzes (RBG) bzw. $ 86 ff. der Verordnung zurn Raumplanungs- und Bauge-
setz (RBV) bleibt vorbehalten.

2 Alle im Widerspruch zu den Quartier.plan-Vorschrifren stehenden fräheren Zo-
nenvorschriften gelten filr das Areal als aufgehoben.

3 Die Quartierplan-Vorschriften treten rnit der Genehrnigung durch den Regie-

rungsrat in Kraft.

Kommentar / Hinweise

Ausnahmen bedüien eines schriftlichen Antrages und einer

stichhaltigen Begründung. Sie werden nach Abwägung von der

Ba u bewitlig u ng sbehörde efteilt.

Dies betrifft die Zonenvorschriften Siedlung der Stadt LÌestal in-

nerhalb des Geltungsbereiches des Quarlle4planes.

lnkrafüreten
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Beschlüsse

Stadt Liestal

Beschluss des Stadtrates:

Beschluss des Einurchnenates:

Referendumsfrist:

Urnenabstimmung:

Publikation der Planauflage im Amtsblatt Nr. 40

Planauflage vom

Kanton

5. Mai 2015

26..August 2015

27. August 2015 bis 25. September 20'15

vom 1. Oktober2015

1. Oktober2015 bis 30. Oktober2015

Lukas Off

Namens des Stadtrates

Stadtpräsident: Der Stadtverwalter:4 2=
Benedikt Minz.¿í

Vom Regieru ngsr4.t_d.es Kantons Basel-Landschaft çnehm lgt
mit BeschlussNr!/(A vonì 0 l. |r{ärZ 2016

Publikation des Reglerungsratsbescilusses
ilA^ìi;bdtt ñ; E 

- _"ä' 
3 .3 . ¿ç16

Der Landschreiber

Der Landschreiber

Tw,{*ffi^ 12




